
Suchergebnisse: Mieterschutzgesetz

18. August 1938 – Vertreibung der Juden aus arischen Wohnhäusern

Halle * Das Amtsgericht Halle fällt ein Urteil zur Vertreibung der Juden aus „arischen“

Wohnhäusern. Darin heißt es unter anderem:       „Auch in der Hausgemeinschaft können

eigennützige Interessen der einzelnen keinen Bestand haben. Eine wahre Hausgemeinschaft im

Sinne dieses Denkens kann aber nur von gleichgesinnten, deutsch denkenden Personen und

Hausbewohnern arischer Abstammung gebildet und gepflegt werden; sie ist mit Personen

jüdischer Herkunft wegen des bestehenden Rassenunterschiedes schlechterdings unmöglich.  

Da der nationalsozialistische Staat aber auf das Bestehen und die Pflege einer wahren

Hausgemeinschaft einen besonderen Wert legt und von jedem Volksgenossen diese Einstellung

im Sinne der Hausgemeinschaft fordert, so kann dem Vermieter und den Mietern arischer

Abstammung im Interesse der Erhaltung dieser Hausgemeinschaft nicht zugemutet werden,

diese mit Mietern jüdischer Abstammung zu bilden und zu pflegen und mit diesen in derselben

Hausgemeinschaft zu leben.    Dem Vermieter muß deshalb das Recht zugesprochen werden,

Mieter jüdischer Abstammung aus dieser Hausgemeinschaft auszuschließen und von diesen

Räumung ihrer Wohnung zu fordern.    Leistet ein solcher Mieter jüdischer Abstammung dem

Räumungsverlangen des Vermieters keine Folge oder lehnen die Mieter arischer Abstammung

eine Hausgemeinschaft mit ihnen ab, so stört er damit die zwischen dem Vermieter und den

anderen Mietern arischer Abstammung bestehende Hausgemeinschaft und macht sich durch sein

weiteres Wohnenbleiben diesen gegenüber einer erheblichen Belästigung im Sinn des § 2

Mieterschutzgesetz schuldig“.

Münchner Zeitensprünge Seite 1/1


